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JAHR 2010!

Im traditionellen «Vaterland»-
Interview zum Jahreswechsel
wünscht sich Erbprinz Alois
von und zu Liechtenstein von
den Politikern, dass sie bei der
Realisierung der grossen 
Reformprogramme konstruktiv
zusammenarbeiten.

Mit Erbprinz Alois 
von und zu Liechtenstein 
sprach Günther Fritz

Durchlaucht, ein von der internationa-
len Finanz- und Wirtschaftskrise sowie
der nationalen Finanzplatzkrise ge-
zeichnetes Jahr neigt sich dem Ende zu.
Die Politik musste rasch handeln. Wie
haben Sie die Zusammenarbeit mit der
von Regierungschef Klaus Tschütscher
geführten Koalitionsregierung erlebt?
Erbprinz Alois von und zu Liechten-
stein:Die Zusammenarbeit mit der Ko-
alitionsregierung hat in dieser schwie-
rigen Zeit sehr gut funktioniert.

Inwieweit sind Sie mit der Arbeit der Re-
gierung, die nun seit neun Monaten im
Amt ist, zufrieden?
Angesichts der grossen Herausforde-
rungen sowie der beschränkten Kapa-
zitäten in der Landesverwaltung und
der kurzen Zeit, welche die Regie-
rungsmitglieder für die Einarbeitung

in die verschiedenen Ressorts hatten,
kann man mit der Regierungsarbeit
insgesamt sehr zufrieden sein.

Die Regierung hat anstelle eines Regie-
rungsprogramms die «Agenda 2020»
erarbeitet, welche die strategischen
Handlungsfelder in den inhaltlichen
Grundzügen bis 2020 vorgibt und prägt.
Was halten Sie davon?
Ich begrüsse diese Agenda 2020. Sie
erlaubt es der Regierung, die naturge-
mäss eher auf Vier-Jahres-Horizonte
ausgerichtet ist, die für die langfristige
Entwicklung des Landes wichtigen
Bereiche im Auge zu behalten. Natür-
lich darf man dann nicht in Versu-
chung kommen, dringend notwendige
Reformen über die Legislaturperiode
hinauszuschieben. 

Wie funktioniert nach Ihrer Einschät-
zung das Zusammenspiel zwischen der

VU als Mehrheitspartei und der FBP als
Minderheitspartner, einerseits in der
Regierung und andererseits im Land-
tag?
Nach meiner Beobachtung funktio-
niert in der Regierung die Zusammen-
arbeit zwischen den Koalitionspart-
nern ganz gut. In Anbetracht der ab-
soluten Mehrheit der VU ist es im
Landtag natürlich so, dass die Bürger-
partei auch eine gewisse Oppositions-
arbeit betreibt, um sich von der VU zu
differenzieren.

Ein Arbeitsschwerpunkt des Regie-
rungschefs stellt sicherlich die Betreu-
ung der Finanzplatzagenden dar. Was
waren für Sie bisher die prägenden Ele-
mente im schwierigen Transformations-
prozess, dem der Finanzplatz Liechten-
stein unter dem Druck der internationa-
len Staatengemeinschaft nach wie vor
ausgesetzt ist?
Zu den prägenden Momenten gehört
sicher der Abschluss von wichtigen
Steuerabkommen und damit verbun-
den der Wechsel von der grauen auf
die weisse Liste.

Ist mit dem Wechsel auf die weisse Liste
im Hinblick auf die Reputation Liechten-
steins nun alles in Butter? Ist das Land
nun nachhaltig aus der Schusslinie?
Die Reputation des Landes hat durch
den Wechsel auf die weisse Liste si-
cherlich gewonnen. Die Reputation
konnte zusätzlich noch verbessert
werden, indem wir solche Steuerab-
kommen mit Staaten wie Deutsch-
land, Frankreich und Grossbritannien
abgeschlossen haben. Ich denke, gera-
de das sehr fortschrittliche Abkom-
men mit Grossbritannien hat einen
besonderen Reputationsgewinn zur
Folge. Um uns jedoch nachhaltig aus
der Schusslinie zu bringen, sollten wir
diese Abkommen nun aber auch ent-
sprechend konsequent umsetzen und
in Zukunft ähnliche Abkommen, wie
wir sie mit Grossbritannien geschlos-
sen haben, auch mit anderen Staaten
abschliessen. Denn erst solche Ab-
kommen können das ganze interna-
tionale Problem der Steuerhinterzie-
hung nachhaltig lösen. 

Wie beurteilen Sie die Chancen, im Rah-
men der Verhandlungen über Doppelbe-
steuerungsabkommen mit weiteren Län-
dern ähnliche Lösungen für gewachsene
Kundenbeziehungen wie mit Grossbri-
tannien finden zu können?
Wir müssen uns bewusst sein, dass wir
mit Grossbritannien ein sehr massge-
schneidertes Abkommen abgeschlos-
sen haben. Es kann durchaus möglich
sein, dass wir mit einigen Staaten ähn-
liche Abkommen wie mit Grossbritan-
nien abschliessen können. Vielleicht
gibt es aber noch ganz andere Kon-
strukte, die wir mit weiteren Staaten
zur nachhaltigen Lösung des Pro-
blems der Steuerhinterziehung erar-
beiten können. Grundsätzlich bin ich
zuversichtlich, dass die Chancen für
den Abschluss solcher Steuerabkom-
men nicht schlecht stehen. Denn viele
Staaten haben gerade in der jetzigen
Zeit ein grosses Interesse daran, ihre
Steuerbasis durch den Einbezug bis-
heriger Nicht-Steuerzahler mit Ver-
mögen im Ausland zu vergrössern.
Aber auch Liechtenstein sowie immer
mehr Kunden haben ein Interesse an
solchen Lösungen.

Österreich und Luxemburg blockieren
bisher das Betrugsbekämpfungsabkom-
men zwischen Liechtenstein und der
EU. Denn mit einer Zustimmung laufen
sie aufgrund des EU-Zinsbesteuerungs-
abkommens Gefahr, auf den automati-
schen Informationsaustausch umstellen
zu müssen. Wie sehen Sie diesen Inte-
ressenskonflikt aus liechtensteinischer
Sicht?
Liechtenstein hat seinen Beitrag für
das Zustandekommen dieses Betrugs-

abkommens geleistet. Zurzeit können
wir nur abwarten, ob die EU-Staaten
zu diesem Betrugsabkommen eine
Entscheidung finden können oder
nicht. 

Wird der automatische Informationsaus-
tausch von den treibenden Kräften wie
Deutschland oder Frankreich eines Ta-
ges doch noch durchgesetzt werden
können?
Meiner Ansicht nach könnte es mitun-
ter gelingen, den automatischen Infor-
mationsaustausch in Europa durchzu-
setzen. Ich glaube aber nicht, dass das
eines Tages weltweit der Fall sein wird.
Die europäischen Staaten müssen sich
deshalb die Frage stellen, ob sie durch
den automatischen Informationsaus-
tausch nicht Gefahr laufen, Kunden-

vermögen aus Europa in andere Re-
gionen zu vertreiben. Vor diesem Hin-
tergrund ist es wahrscheinlich besser,
sich sinnvollere Alternativen zu über-
legen.

Welche Chancen geben Sie der Schweiz,
mit dem vorgeschlagenen Modell einer
Abgeltungssteuer das Bankgeheimnis
langfristig retten zu können?
Die Abgeltungssteuer alleine wird vie-
len Staaten zu wenig sein. Eine Abgel-
tungssteuer in Kombination mit wei-
teren Massnahmen kann aber gegen-
über einigen Staaten zu einer Lösung
des Problems der Steuerhinterzie-
hung führen.

Schweizer Privatbankiers haben Angst,
dass aufgrund des Steuerabkommens
zwischen Liechtenstein und Grossbri-
tannien Geld nach Liechtenstein ab-
fliessen wird, weil hier britischen Kun-
den bis Ende März 2015 privilegierte
Bedingungen für die Deklaration ihres
Schwarzgeldes angeboten werden. In-
wieweit teilen Sie diese Befürchtung?
Ich teile diese Befürchtung nicht. Im
Gegenteil, das Abkommen mit Gross-
britannien ist für die Schweizer Ban-
ken sehr interessant. Britische Kun-

den von Schweizer Banken können
von diesem Abkommen Gebrauch
machen, indem sie in Liechtenstein ei-
ne Stiftung oder einen Trust etablie-
ren, ohne dass sie ihr Vermögen von
den Schweizer Banken abziehen müs-

sen. Nachdem die Schweizer Banken
sehr enge Beziehungen zu den liech-
tensteinischen Finanzintermediären
pflegen, sind sie wahrscheinlich nach
den liechtensteinischen Finanzinter-
mediären diejenigen, die im Grunde
genommen am meisten von so einem
Abkommen profitieren können.

Wie wirken sich der Steuerstreit-Ver-
gleich zwischen der UBS und den USA
und die daraus resultierende Aushändi-
gung von Kundendaten an die amerika-
nischen Steuerbehörden zum Beispiel
auf die Reiselust liechtensteinischer Fi-
nanzintermediäre aus? Ist der Beruf des
Treuhänders im Hinblick auf die Beihil-
feproblematik nun endgültig zum Risi-
koberuf geworden?
Je nachdem, wie ein Treuhänder in der
Vergangenheit agiert hat, wird sich das
Risiko grösser oder kleiner gestalten
und dementsprechend umgekehrt
auch die Reisefreudigkeit. Probleme
sehe ich vor allem dort, wo liechten-
steinische Finanzintermediäre unver-
steuerte US-Gelder, die früher woan-
ders gelegen haben, neu annehmen.
Denn dies ordnen die USA als stark
straferhöhend ein. Solche Finanzin-
termediäre gefährden dabei nicht nur
sich selbst, sondern auch den Wirt-
schaftsplatz Liechtenstein.

Sie haben unlängst zur Abkehr vom
Schwarzgeld aufgerufen. Das alte Ge-
schäftsmodell der Steueroptimierung ist
tot. Welches neue Geschäftsmodell, das
für die Zukunft Erfolg verspricht, soll
nun aber leben?
Liechtenstein war bisher nicht nur
aufgrund des Bankgeheimnisses in
Steuerfragen attraktiv. Wir sind ein
Standort, der im internationalen Ver-
gleich extrem stabil ist, sowohl poli-
tisch als auch wirtschaftlich. In Liech-
tenstein musste während der weltwei-

ten Krisenzeit kein einziges Finanzin-
stitut vom Staat aufgefangen werden.
Liechtenstein kann sehr gute Rah-
menbedingungen bieten. So gibt es in
unserem Land zum Beispiel nur wenig
Bürokratie, eine sehr gut ausgebildete
Bevölkerung und zuverlässige Dienst-
leistungen auf hohem Niveau. Stiftun-
gen, Trusts und eine schon bald noch
attraktivere Steuergesetzgebung sind
zusätzliche Attraktivitäten. 

Ausländische Kunden haben heute im
Hinblick auf die Stabilität in ihrem
Heimatstaat vielfach Angst um ihr Ver-
mögen. Daher müsste es eigentlich im
Interesse solcher Kunden stehen, zu-
mindest einen Teil des Vermögens an
andere Standorte und damit vor allem
auch nach Liechtenstein zu verlagern.
Von solchen Ängsten hat der Finanz-
platz Liechtenstein gerade in seinen
Ursprüngen profitiert, wie die Erfah-
rungen aus den Zwischenkriegsjahren
zeigen. Liechtenstein und seine
Finanz intermediäre sollten sich nicht
mehr mit dem Bankgeheimnis in Steu-

erfragen, sondern mit Sicherheit, Sta-
bilität und der Kompetenz in der Ver-
mögensverwaltung positionieren. 

Die Veränderungen auf dem Finanzplatz
und die Auswirkungen der globalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise auf die Ex-
portwirtschaft führen zu einem drama-
tischen Rückgang der Staatsfinanzen.
Die künftigen Landesrechnungen dürf-
ten nach Berechnungen der Regierung
ein strukturelles Defizit von jährlich 160
Mio. Franken ausweisen. Mit welchen
Rezepten kann eine Staatsverschuldung
vermieden werden?
Ganz allgemein gesehen braucht es
zwei Dinge. Einerseits müssen wir
umfangreich sparen und andererseits
müssen wir die Rahmenbedingungen
für die Wirtschaft noch attraktiver ge-
stalten, damit wir möglichst bald auch
wieder mehr Einnahmen, nicht zu-
letzt für den Staat, generieren kön-
nen.

Lesen Sie weiter auf den Seiten 6 und 7!

Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein: «Liechtenstein und seine Finanzintermediäre sollten sich nicht mehr mit dem Bank-
geheimnis in Steuerfragen, sondern mit Sicherheit, Stabilität und der Kompetenz in der Vermögensverwaltung positionieren.»
                                                                                                                                                            Bild Elma Velagic

«2010 wird für die Wirtschaft ein sehr
schwieriges Jahr werden»

«Liechtenstein
kann sehr gute
Rahmenbedin-
gungen bieten»

«Ich begrüsse die
Agenda 2020»

«Wir sind ein
Standort,der 
extrem stabil ist»

«Wir müssen 
umfangreich 
sparen»
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D a s  « L i e c h t e n s t e i n e r  V a t e r l a n d »  w ü n s c h t  I h n e n  
a l l e s  G u t e  f ü r  d a s  J a h r  2 0 1 0

Erscheinungsdaten und Inserateschluss
des «Liechtensteiner Vaterlandes» über Neujahr

                                 Erscheinungsdaten                                                 Inserateschluss
                            Dienstag,     29. Dezember 2009 (Grossauflage)        Montag,   28. Dezember 2009, 10 Uhr
                            Mittwoch,   30. Dezember 2009                             Dienstag, 29. Dezember 2009, 10 Uhr
                            Donnerstag, 31. Dezember 2009                             Mittwoch,30. Dezember 2009, 10 Uhr
                            Freitag,       01. Januar 2010 (Keine Zeitung!)
                            Samstag,     02. Januar 2010 (Keine Zeitung!)
                            Montag,      04. Januar 2010                                  Dienstag, 29. Dezember 2009, 10 Uhr
                            Dienstag,     05. Januar 2010 (Grossauflage)             Montag,   04. Januar 2010, 10 Uhr
                            Mittwoch,   06. Januar 2010 (Keine Zeitung!)

                            Am Donnerstag, 31. Dezember 2009 bleiben unsere Büros geschlossen.

Wenn umfangreich gespart werden soll,
stellt sich die Frage der Schmerzgren-
zen, einerseits für die Wirtschaft und an-
dererseits für die soziale Absicherung.
Wie sehen Sie diesbezüglich den Hand-
lungsspielraum?
Erbprinz Alois von und zu Liechten-
stein:Aus meiner Sicht ist es wichtig,
dass wir möglichst alle Bereiche der
Staatsausgaben überprüfen und
schauen, wo Einsparungsmöglichkei-
ten bestehen, die sinnvoll und auch
realisierbar sind. Das ist deshalb ganz
wichtig, um sicherstellen zu können,
dass die Lasten dieser Sparmassnah-
men möglichst breit in der Bevölke-
rung verteilt werden und niemand das
Gefühl bekommt, der andere komme
ungeschoren davon. Ein solches Spar-
programm dürfte dann, weil eben eine
klare Lastenverteilung vorhanden ist,
auch von der Bevölkerung breit getra-

gen werden. Ausserdem ist dieser An-
satz auch entscheidend, um auf ein
hohes Sparvolumen zu kommen. Um
tatsächlich umfangreiche Einsparun-
gen erzielen zu können, wird es auch
notwendig sein, umfassende Geset-
zesreformen umzusetzen. 

Die bevorstehende Totalrevision des
Steuerrechts soll Unternehmen attrakti-
ve Rahmenbedingungen bieten. Schlies-
sen Sie vor diesem Hintergrund Steuer-
erhöhungen grundsätzlich aus?
Steuererhöhungen senden sehr demo-
tivierende Signale an die Wirtschafts-
treibenden. In der noch viel schwieri-
geren Lage nach dem ersten Weltkrieg
hat sich die liechtensteinische Bevöl-
kerung mit Erfolg für eine Ankurbe-
lung der Wirtschaft durch niedrige
Steuern bzw. gegen Steuererhöhun-
gen entschieden. Im Unterschied zu
damals haben wir heute den Luxus,
beträchtliche Mittel in einem Zu-
kunftsfonds zu haben, der eigentlich
für genau solche Investitionen in die
Zukunft gedacht ist. Ich glaube, es ist
jetzt der Zeitpunkt für ein Investment
in die Zukunft gekommen.

Um das vorhandene Potenzial für neue
Geschäftsfelder erschliessen zu kön-
nen, muss sich die Politik auch mit der
Frage befassen, wie die Personenfreizü-
gigkeit, die für die Weiterentwicklung
der liechtensteinischen Wirtschaft von
zentraler Bedeutung ist, künftig ge-
handhabt werden soll. Wie sehen Sie
das?
Bei der Personenfreizügigkeit sollte
eine Ausweitung der Zulassungen si-
cher überprüft werden. Aus meiner
Sicht ist es aber wichtig, dass man sich
entsprechende Massnahmen gut über-
legt. Denn wir sollten nur Massnah-
men setzen, die tatsächlich einen
Mehrwert für die Wirtschaft bringen
und auch umsetzbar sind. Dies einer-
seits, was den EWR anbelangt, und
andererseits, was die dazu erforderli-
che Mehrheit in der Bevölkerung be-
trifft. 

Was sollte der Staat im neuen Jahr un-
bedingt noch anpacken, um in Zeiten
der Krise die Rahmenbedingungen für
die Industrie und das Gewerbe zu ver-
bessern?
Die wichtigste Massnahme, um die
Rahmenbedingungen für Industrie
und Gewerbe zu verbessern, ist aus
meiner Sicht die Verabschiedung der
Steuerreform. Ansonsten sind bereits
verschiedenste Initiativen lanciert
worden und zum Teil auch erfolgreich
angelaufen. Sehr viel mehr an Initia-
tiven wird wahrscheinlich nicht sehr
viel mehr bringen. Liechtensteins In-
dustrie ist letzten Endes darauf ange-
wiesen, dass sich ihre Absatzmärkte
im Ausland wieder erholen. Das kön-
nen wir von Liechtenstein aus kaum
beeinflussen. Das Gewerbe wiederum
ist vielfach von der Nachfrage in der
Industrie und im Finanzdienstleis-
tungssektor abhängig. 

In den kommenden Wochen und Mona-
ten wird die öffentliche Debatte über die
Zukunft des Liechtensteinischen Lan-
desspitals voraussichtlich in eine heisse
Phase kommen. Die angespannte Lage
des Staatshaushaltes dürfte den politi-
schen Entscheidungsprozess nicht gera-
de erleichtern. Inwieweit braucht Liech-
tenstein als souveräner Staat überhaupt
ein eigenes Landesspital? 
Liechtenstein ist auch ohne ein eige-
nes Landesspital ein souveräner Staat.
Wir sind auch souverän ohne Armee,
ohne Flugplatz oder ohne Grenzwa-
che. Vieles, was wir heute als Mindest-

standard der medizinischen Grund-
versorgung ansehen, kann das Lan-
desspital gar nicht leisten. Wollten wir
im Gesundheitsbereich auch nur an-
nährend autark sein, müssten wir das
Landesspital zu enormen Kosten auf
ein Universitätsklinik-Niveau anhe-
ben.

Plädieren Sie eher für eine blosse Sanie-
rung des bestehenden Gebäudes, einen
Um- und Ausbau oder gar einen Neubau
auf grüner Wiese?
Wir können eine angemessene Ge-
sundheitsversorgung nur regional im
Verbund mit den Ostschweizer Kanto-

nen und Vorarlberg sicherstellen. Da-
her müssen wir meiner Ansicht nach
ganz nüchtern zuerst abklären, wel-
che Leistungen qualitativ besser und
günstiger in der Region angeboten

werden und wo ein Landesspital bes-
ser sein kann. Wenn diese Frage ge-
klärt ist, kann man auch erst wirklich
beurteilen, ob eine Sanierung, ein
Umbau/Neubau oder gar einfach nur
eine Umnutzung des Gebäudes die
sinnvollste Variante ist. 

Zu der von Ihnen angesprochenen Spi-
talstrategie gehört auch die Frage, ob
das Landesspital weiterhin am Beleg-
arztsystem festhalten soll, oder ob nicht
die Umstrukturierung in ein Chefarzt-
system der richtige Weg sein könnte.
Was sagen Sie dazu?
Auch um diese Frage seriös beantwor-
ten zu können, muss zuerst einmal ge-
klärt werden, ob und – wenn ja – für
was wir ein Landesspital brauchen.
Wenn aber das Landesspital eine Ein-
richtung mit einem ähnlichen Angebot
bleiben wird, gehe ich davon aus, dass
ein Belegarztsystem zielführender ist
als ein Chefarztsystem.

Wie würde für Sie aus ökonomischer
Sicht eine optimale Zusammenarbeit
der regionalen Spitäler ausschauen?
Oder ist die gegenseitige Konkurrenzie-
rung, wie sie heute bei Angeboten wie
z. B. bei MRI-Untersuchungen gelebt
wird, auch für die Zukunft sinnvoll?

Grundsätzlich wäre eine Konkurrenz
unter den Spitälern gut, aber leider
gibt es in diesem Bereich des Gesund-
heitswesens keinen wirklich funktio-
nierenden Markt, da Staat und Kran-
kenkassen einen Grossteil der Kosten
der meisten klassischen Spitäler tra-
gen. Je mehr staatlich getragene Spi-

täler es aber gibt, die sich konkurren-
zieren, desto höher werden im Nor-
malfall durch Mengenausweitung
auch die Kosten für den Staat sein. Ei-
ne Konkurrenz unter den Spitälern
könnte zwar bei freier Spitalwahl
noch den Vorteil haben, die Qualität
zu steigern, aber wenn staatliche Spi-
täler sich ihrer Finanzmittel ziemlich
sicher sein können, führt der Quali-
tätswettbewerb zu überproportiona-
ler Kostensteigerung.

Lesen Sie weiter auf Seite 7!

Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein (r.) im Gespräch mit «Vaterland»-Chefredaktor Günther Fritz: «Liechtenstein ist auch
ohne ein eigenes Landesspital ein souveräner Staat. Wir sind auch souverän ohne Armee, ohne Flugplatz oder ohne Grenz-
wache.» Bild Elma Velagic

«Es ist wichtig, dass wir möglichst alle
Bereiche der Staatsausgaben überprüfen»

«Wir haben 
beträchtliche 
Mittel in einem 
Zukunftsfonds»

«Zuerst nüchtern
abklären, wo ein
Landesspital bes-
ser sein kann»

«Umfassende 
Gesetzesreformen
sind notwendig»
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Alle Einwohnerinnen und Einwohner sind herzlich willkommen. Eintritt frei.

NEUJAHRSTREFFEN 2010

NACH DEN STERNEN GREIFEN!

PROGRAMM

Mittwoch, 6. Januar
 17.30 Uhr, Vaduzer Saal

• Apéro und Saalöffnung   
 16.45 Uhr

• Begrüssung
Parteipräsident Adolf Heeb

• Referat 
«Finanzwirtschaft nach der Krise: 
Strategien, Strukturen und gesell-
schaftlicher Stellenwert»
Dr. Josef Ackermann

• Gesprächsrunde
Klaus Tschütscher, Regierungschef

Hans Brunhart, Verwaltungsratspräsident 
VP Bank AG

Claude Weiss, Finanz- und Wirtschafts-
astrologe

Dr. Josef Ackermann, Chef Deutsche Bank

 www.vu-online.li

Inwiefern wäre es für Sie denkbar, dass
sich der Staat aus dem Spitalwesen zu-
rückzieht und die stationäre Behand-
lung privaten Betreibern überlässt? 
Erbprinz Alois von und zu Liechten-
stein: Dies wäre für mich denkbar, wir
haben ja im Unterland das Beispiel,
dass ein spezialisierter Arzt die Mög-
lichkeit sieht, eine eigene Klinik zu be-
treiben. Es gibt ja international durch-
aus erfolgreiche Beispiele für solche
privaten Kliniken. Deshalb bestünde
vielleicht auch die Möglichkeit, das
Landesspital an solche Betreiber zu
übergeben. In diesem Fall müsste man
aber davon ausgehen, dass das Ange-
bot spezialisierter oder konzentrierter
wäre als heute. Bestimmte Leistungen,
die heute vom Landesspital angeboten
werden, müssten dann wahrscheinlich
stärker über die regionalen Spitäler
abgedeckt werden.

Der Landtag hat erneut eine Erhöhung
des Staatsbeitrags an die obligatorische
Krankenversicherung um 5 Mio. auf 57
Mio. Franken beschlossen. Vor allem
deshalb fällt die Prämienerhöhung mit
3,4 Prozent relativ moderat aus. Wie
können die permanent steigenden Ge-
sundheitskosten künftig noch finanziert
werden?
Wir müssen das Krankenversiche-
rungsgesetz (KVG) weitgehend refor-
mieren, um die Gesundheitskosten
nachhaltiger in den Griff zu bekom-
men, als dies in der Vergangenheit der

Fall gewesen ist. Das KVG bietet mei-
ner Ansicht nach zu viele Fehlanreize,
die dazu führen, dass die Gesund-
heitskosten in die Höhe geschraubt
werden. Wir müssen eine Reform
schaffen, die einerseits mehr auf Ei-
genverantwortung setzt, andererseits
aber eine Gesundheitsversorgung auf
hohem Niveau und die Solidarität mit
den finanziell nicht so gut gestellten
Personen sicherstellt. 

Die Bildungsumfrage hat ergeben, dass
der Reformbedarf auf der Sekundarstufe
I auch nach dem Scheitern von SPES I
unbestritten ist. Welchen Weg sollten
hier die Bildungsverantwortlichen be-
schreiten?  
Meiner Ansicht nach sollte die Regie-
rung eine möglichst unabhängige Pro-

jektorganisation zur Weiterentwick-
lung der Sekundarstufe I aufstellen.
Die entsprechende Projektleitung
sollte unabhängig vom Schulamt und
den SPES-Befürwortern, aber auch
unabhängig von den SPES-Gegnern
agieren können. Natürlich müsste si-
chergestellt werden, dass die verschie-
densten Interessensvertreter in eine
zukünftige Reform miteinbezogen
werden. Eine solche unabhängige Pro-
jektleitung müsste dafür Sorge tragen,
dass über eine zukünftige Reform
schliesslich ein breiter Konsens er-
reicht werden kann. 

Wenn ich mir die Analyse der SPES-
Abstimmung anschaue, denke ich,
dass es wahrscheinlich notwendig ist,
die künftige Reform in verschiedenen
Phasen umzusetzen. So könnten in ei-
ner ersten Phase jene Schulreformbe-
reiche auf der Sekundarstufe I reali-
siert werden, die wenig Vorbereitung
brauchen und über die bereits ein
breiter Konsens besteht. In einer spä-
teren Phase würde man dann jene Re-
formschritte angehen müssen, die et-
was schwieriger sind und die mehr
Vorarbeiten brauchen.

Wir dürfen aber nicht vergessen, dass
laut Analyse von einer breiten Mehr-
heit grosser Reformbedarf gesehen
wird. Deshalb sollten wir auch mit der
zweiten Phase nicht allzu lange zu-
warten. Denn je früher wir ein gut auf-
gestelltes Bildungssystem haben, des-
to mehr profitiert der ganze Staat. 

Welche Reformen sehen Sie in der ers-
ten Phase? Beispielsweise die Stärkung
der Autonomie der einzelnen Schulen?
Autonomie ist sicher ein gutes Bei-
spiel für einen Bereich, wo ein breiter
Konsens besteht und wo man gewisse
Schritte recht bald setzen kann. 

Das zu Ende gehende Jahr war aus ge-
sellschaftspolitischer Sicht auch geprägt
von denkwürdigen Ereignissen wie ano-
nymen Schmierereien gegen Schwule
und Lesben, ausländerfeindlichen Flug-
blattaktionen und Brandanschlägen mit
Molotow-Cocktails in Nendeln. Durch-
laucht, was ist los in Liechtenstein?
Ähnliche Schmierereien waren schon
vor drei bis vier Jahren zu beobach-
ten, damals gegen die Kirche und den
Fürsten. Es gibt leider immer wieder
Leute, die sich nur so zu aktuellen
Themen äussern können. Die Person,
die für die damaligen Schmierereien
verantwortlich war, konnte zum
Glück gefasst werden. Ich hoffe, dass
dies auch im Zusammenhang mit den

jüngsten Schmierereien gelingen
wird. Bei der genannten ausländer-
feindlichen Flugblattaktion scheint
mir wesentlich mehr Organisation da-

hinterzustecken. Wir haben leider
auch in Liechtenstein eine gewisse
Neonazi-Szene. Es ist wichtig, dass
wir in nächster Zeit diesbezüglich
sehr wachsam sind und rechtzeitig die
nötigen Massnahmen setzen. 

Das Schweizer Stimmvolk hat mit 57,5
Prozent die Anti-Minarett-Initiative an-
genommen. Welches Ergebnis würden
Sie von einer analogen Abstimmung in
Liechtenstein erwarten? Wie ist es um
die Toleranz der Liechtensteiner gegen-
über den muslimischen Mitbürgerinnen
und Mitbürgern bestellt?
Eine analoge Abstimmung in Liech-
tenstein dürfte meiner Ansicht nach
kaum möglich sein, denn im Unter-

schied zur Schweiz kennen wir bei der
Zulassung von Volksabstimmungen
strengere Kriterien. Aufgrund der
Rechte, die wir im Bereich der Religi-
onsfreiheit vorsehen, dürfte es bei uns
sehr schwierig sein, eine solche Volks-
abstimmung überhaupt zuzulassen.
Die Integration der Muslime ist auch
bei uns eine wichtige Aufgabe und ei-
ne entsprechende Toleranz der Liech-
tensteiner ist dazu nötig.  

Wie sehen Sie die Perspektiven für die
liechtensteinische Wirtschaft und den
sozialen Zusammenhalt für das Jahr
2010?
2010 wird für die liechtensteinische
Wirtschaft ein sehr schwieriges Jahr
werden. Die Industrie wird wahr-
scheinlich vielfach weiterhin unter
schwierigen Absatzmärkten zu leiden
haben. Wir dürfen bis auf einige Aus-
nahmen keine zu grossen Sprünge er-
warten. Was den Finanzplatz betrifft,
so haben sich zwar die Börsen wieder
etwas erholt, aber die Verunsicherung
bei den Kunden ist nach wie vor gross,
sodass die Finanzintermediäre noch
wenig davon profitieren können.
Gleichzeitig werden die negativen
Auswirkungen des Transformations-

prozesses für den Finanzplatz im 2010
stärker zu spüren sein als im 2009.

Liechtensteins Gewerbe wird sich auf-
grund der negativen Entwicklungen in
den Bereichen Industrie und Finanz-
dienstleistungen ebenfalls immer

noch schwer tun. Dazu kommt, dass
gewisse Sektoren wie die Bauwirt-
schaft die Folgen einer Wirtschaftskri-
se immer erst etwas später spüren. Ge-
samthaft müssen wir uns also eher auf
ein schwierigeres Jahr als 2009 ein-
stellen. Auf den sozialen Bereich um-
gelegt bedeutet dies, dass wir damit
rechnen müssen, dass der liechtenstei-
nische Arbeitsmarkt im Jahr 2010
stärker unter Druck kommt, als dies
im 2009 dank Kurzarbeitsprogram-
men der Fall war. Es könnte auch zu
mehr Entlassungen kommen.

Durchlaucht, was wünschen Sie sich
von der Politik und der Bevölkerung fürs
neue Jahr? 
Von den Politikern wünsche ich mir,
dass sie bei der Realisierung der grossen
Reformprogramme, insbesondere im
Bereich der Sanierung des Staatshaus-
halts, konstruktiv zusammenarbeiten.
Dies ist von zentraler Bedeutung. Die

von der Regierung gesteckten Sparzie-
le können nur im Rahmen eines grossen
Schulterschlusses realisiert werden. 

Von der Bevölkerung wünsche ich
mir, dass sie bereit ist, diese Reformen
auch mitzutragen. Damit würden wir
nicht zuletzt auch ein ganz starkes
Signal nach aussen senden. Wir könn-
ten unter Beweis stellen, dass Liech-
tenstein ein Land ist, das schnell und
tiefgreifend sparen kann, wenn es
muss. Dies würde unseren Ruf noch
einmal ganz entscheidend zusätzlich
verbessern. 

«Wir müssen das
KVG weitgehend
reformieren»

«Wir haben leider
eine gewisse
Neonazi-Szene»

«Die Integration
der Muslime ist
auch bei uns eine
wichtige Aufgabe»

«Nur im Rahmen
eines grossen
Schulterschlusses»

Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein: «Wir müssen eine Reform schaffen, die
einerseits mehr auf Eigenverantwortung setzt, andererseits aber eine Gesundheits-
versorgung auf hohem Niveau und die Solidarität mit den finanziell nicht so gut
gestellten Personen sicherstellt.» Bild Elma Velagic

Sekundarstufe I: «Künftige Reform in
verschiedenen Phasen umsetzen»


